
Bevor das aufbereitete Wasser an die Bevölkerung ausgegeben wird, überprüfen 
THW-Kräfte regelmäßig die Wasserqualität im mitgebrachten Labor.

(Fotos: THW) 

Einsatztaktisch sinnvoll

DLRG Einheiten werden immer häufiger im Rahmen 
der örtlichen Gefahrenabwehr eingebunden

In immer mehr Städten und Gemeinden werden DLRG-
Einheiten im Rahmen der örtlichen Gefahrenabwehr ein-
gebunden. Dabei handelt es sich nicht nur um den klassi-
schen Bereich �Person im Wasser� sondern auch um an-
dere Einsätze mit Wasserbezug, bei denen DLRG-Einhei-
ten sinnvoll im Rahmen der Gefahrenabwehr eingesetzt 
werden können. Im Folgenden soll dies an zwei Beispie-
len verdeutlicht werden. 

Am Samstag dem 7. Dezember 2013 rückte die Feuer-
wehr Haltern am See um 1:49 Uhr zu einem Brand einer 
Bootshalle aus. Es handelte sich um ein 800 m2 großes 
Holzgebäude in der 300 Boote eingelagert waren. Dieses 
Gebäude brannte bei Eintreffen der Feuerwehr bereits in 
ganzer Ausdehnung. Neben dem Gebäude befand sich zu-
sätzlich ein Flüssiggastank. Direkt angrenzend an die Ein-
satzstelle befindet sich der Halterner Stausee, der als Trink-
wasserspeicher für das nördliche Ruhrgebiet dient. In der 
Nähe des Brandorts war an einem Anleger das Fahrgast-
schiff Möwe befestigt.

Etwa 30 Minuten nach Eintreffen der Feuerwehr ent-
schloss sie die örtliche Einsatzleitung Werner Schulte und 
Stadtbrandmeister Georg Rohlf die DLRG Haltern zu alar-
mieren. Die insgesamt neun DLRG Helfer sicherten wäh-
rend des Einsatzes mit zwei Booten die eingesetzte 
Einsatzkräfte der Feuerwehr am Wasser. Falls es zu einer 
weiteren Brandausbreitung gekommen wäre, hätten Sie 
das Fahrgastschiff Möwe aus dem Gefahrenbereich schlep-
pen sollen. Weiterhin unterstützten Sie den örtlichen 
Trinkwasserversorger Gelsenwasser bei der Kontrolle des 
Trinkwassers auf Kontaminationen durch den Brand. Ge-
gen 6:10 Uhr war das Feuer gelöscht und die DLRG wurde 
aus dem Einsatz entlassen.

Die Menschen füllen das aufbereitete Wasser in alle ihnen zur Verfügung stehenden 
Behälter, neben Trinkflaschen beispielsweise auch Ketchupflaschen, ab.

Koordiniert werden die Arbeiten von der Nachbarinsel 
Cebu aus. Dort kümmern sich vier Einsatzkräfte um Logis-
tik, Personalaustausch und die Kommunikation mit der 
THW-Leitung sowie der deutschen Botschaft in Manila 
und weiteren Hilfsorganisationen vor Ort. Die eingesetz-

ten Experten werden sukzessive gegen neue Helferinnen 
und Helfer ausgetauscht. Auch im neuen Jahr setzt das 
THW seine Arbeit erst einmal fort. 
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Am Montag dem 2. Dezember gegen 3:45 Uhr rückte 
die Freiwillige Feuerwehr Lüneburg mit Ihren Löschzügen 
in das Wasserviertel in der Altstadt am Stintmarkt in Lü-
neburg aus. Das unter Denkmalschutz stehende Lösecke-
Haus stand in Flammen. Die Enge der Straße machte es 
der Feuerwehr schwer, genug Großgerät in den Einsatz zu 
bringen. Bereits nach kurzer Zeit musste der Innenangriff 
abgebrochen werden, da erste Deckenteile einstürzten. Ei-
ne Brandbekämpfung von der Gebäuderückseite wurde 
durch die hier fließende Ilmenau erschwert. Das Wasser 
der Strahlrohre reichte nicht über den Fluss. Daher ent-
schloss sich die Einsatzleitung die DLRG Lüneburg anzu-
fordern.

Um 6:04 Uhr wurden die Einsatzkräfte der DLRG 
Schnelleinsatzgruppe alarmiert. Nur Minuten später fuh-
ren die ersten Einsatzfahrzeuge der SEG-Wasserrettung 
zum Einsatzort. Von einer Brücke über die Ilmenau wur-
den die Mehrzweckboote mit einem Autokran zu Wasser 
gelassen. Aufgabe für die Besatzungen war die Brandbe-
kämpfung von der Gebäuderückseite. Dazu nahmen die 
DLRG-Boote Tragkraftspritzen und Feuerwehrleute auf 

und gingen vor dem brennenden Haus auf dem Wasser in 
Stellung. Ein Trupp Strömungsretter brachte eine Ölsperre 
unterhalb der Einsatzstelle aus, damit auslaufende Öle der 
brennenden Gaststätte aufgefangen werden konnten. 

Der DLRG SEG-Führer alarmierte den Einsatzleitwa-
gen des DLRG Wasserrettungszuges Lüneburg als Befehls-
stelle für die Einsatzabschnittsleitung nach. Bei Tempera-
turen um den Gefrierpunkt zeichnete sich ab, dass die Be-
kämpfung des Brandes längere Zeit andauern wird. Um 
7:50 Uhr wurde daher Vollalarm für den Wasserrettungs-
zug Lüneburg des DLRG Bezirks Nordheide ausgelöst. Da-
nach konnten die zunächst eingesetzten Kräfte abgelöst 
und ein Schichtdienst für die übernommenen Aufgaben 
eingerichtet werden. 

Am Mittag waren 300 Feuerwehrleuten aus dem ge-
samten Landkreis und 200 Einsatzkräfte von den Hilfsor-
ganisationen ASB, DLRG, DRK und THW vor Ort. Durch 
den massiven Löschangriff aus Drehleitern, den benach-
barten Gebäuden und den Rettungsbooten wurde ein 
Übergreifen des Feuers auf die Nachbargebäude verhin-
dert. An die Brandnester im Inneren des Gebäudes war je-

Wasserseitiger Löschangriff auf der Ilmenau durch DLRG und Feuerwehrboote. 
(Foto: DLRG Bezirk Nordheide e.V.)
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Neues Notfallsanitätergesetz  
in Kraft getreten

Am 1. Januar 2014 ist nach langer Vorbereitungs- und Be-
ratungszeit das „Gesetz über den Beruf der Notfallsanitä-
terin und des Notfallsanitäters“ in Kraft getreten. „Damit 
wird zum einen die Berufsausbildung des nichtärztlichen 
Personals auf dem Gebiet der Notfallrettung im europäi-
schen Rahmen harmonisiert, andererseits die Ausbildung 
verlängert von bisher zwei auf nun drei Jahre“, erklärt 
Ludwig Geiger, Vizepräsident des Deutschen Feuerwehr-
verbandes (DFV). 

Ziel ist es, dass das nichtärztliche Personal noch besser 
als bisher seine lebensrettenden Maßnahmen zum Wohle 
der Patienten ausüben kann. Die parallel dazu notwendige 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung wurde im vergange-

doch aufgrund der Einsturzgefahr weiterhin nicht heran-
zukommen. So entschied sich die Einsatzleitung das Ge-
bäude mit einem Abbruchbagger abzutragen. Die Arbeiten 
dauerten die ganze Nacht an. Immer wieder flammte das 
Feuer auf und musste von allen Seiten bekämpft werden. 
Gegen Mittag des nächsten Tages war die Lage soweit un-
ter Kontrolle, dass die meisten Einheiten, darunter auch 
die Wasserrettungskräfte der DLRG, entlassen werden 
konnten.

Während der Löscharbeiten waren insgesamt 37 
Einsatzkräfte des DLRG Wasserrettungszuges Lüneburg 
mit 6 Fahrzeugen und 4 Booten über 36 Stunden im 
Schichtbetrieb eingesetzt. 

Beide Beispiele zeigen, dass es einsatztaktisch sinnvoll 
sein kann, bei Einsatzlagen Wasserrettungseinheiten mit 
zu alarmieren und einzusetzen. Es sollte grundsätzlich bei 
größeren Einsatzlagen mit Wasserbezug ein DLRG-Fach-
berater alarmiert werden. Dieser kann dann die Einsatzlei-
tung über die einsatztaktischen Möglichkeiten der DLRG 
beraten. Die Einsatzleitung entscheidet dann, ob DLRG-
Einheiten nachalarmiert werden sollten.

Andreas Klingberg,  
DLRG Bundesgeschäftsstelle

Eckhard Menzel,  
stellv. Bezirksleiter DLRG Bezirk Nordheide e.V.

nen Jahr durch den Bundesrat mehrheitlich beschlossen. 
Diese schafft die Voraussetzung dafür, dass in den Ländern 
die zur Umsetzung des Gesetzes und der Verordnung not-
wendigen Regelungen erarbeitet und in Kraft gesetzt wer-
den können. 

„Erstmals wurden die Feuerwehren sowohl über den 
DFV als Spitzenverband als auch über die Arbeitsgemein-
schaft der Leiter der Berufsfeuerwehren in den Prozess der 
Gesetzgebung von Beginn an in das Verfahren eingebun-
den“, würdigt Geiger. „Schließlich erbringen die deutschen 
Feuerwehren einen großen Anteil der Leistungen in der 
Notfallrettung und bilden bundesweit nichtärztliches Per-
sonal aus.“

Nun ist es an den Ländern, schnell die notwendigen 
Regelungen zu erarbeiten, damit die Ausbildung beginnen 
kann. „Das ist auch insofern wichtig, als für die Fortbil-
dung der jetzt schon tätigen Rettungsassistentinnen und 
-assistenten enge Fristen im Gesetz festgelegt sind, die 
kaum zu halten sein werden“, befürchtet Geiger, der im 
DFV-Präsidium für den Bereich Gesundheitswesen und 
Rettungsdienst zuständig ist.

Feuerwehren erbringen einen großen Anteil der Leistungen in der Notfallrettung und 
bilden bundesweit nichtärztliches Personal aus.
(Foto: lichtkunst 73 / pixelio.de)
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Nationale Strukturen in Risikoländern 
stärken.

 
DKKV untersucht die Kooperationsmöglichkeiten im 
Bereich „Prevention“ und „Preparedness“.

Mit finanzieller Unterstützung des Auswärtigen Am-
tes wird das Deutsche Komitee Katastrophenvorsorge 
(DKKV) Möglichkeiten zur Verbesserung und Vertiefung 
der Zusammenarbeit von nationalen und internationa-
len Akteuren sowie den Nationalen Plattformen wissen-
schaftlich untersuchen. Ausgangspunkt für das insgesamt 
zweijährige Projekt, ist die Tatsache, dass gerade in Hoch-
risikoländern, also Ländern die besonders häufig und in-
tensiv von Naturkatastrophen heimgesucht werden, die 
Zusammenarbeit der jeweiligen Akteure im Bereich Vor-
beugung und Vorbereitung von und auf Katastrophen 
unzureichend ist. Wichtiger Aspekt ist die geringe oder 
fehlende Einbindung von nationalen oder lokalen staat-
lichen und nicht-staatlichen Strukturen in Vorbeugung 
und Vorbereitung. Insbesondere die Einbindung lokaler 
Strukturen ist jedoch etwas, was für den Erfolg von Katas-
trophenvorsorge unerlässlich scheint. 

Darüber hinaus geht es aber auch um die Stärkung der 
Nationalen Plattformen. Nationale Plattformen, so wie 
das DKKV, sind die zentralen Stellen, um die Umsetzung 
der internationalen Strategie zur Katastrophenvorsorge, 
kurz ISDR (International Strategy for Disaster Reduction) 
zu unterstützen.  Mittlerweile bestehen über 80 Nationale 
Plattformen überall auf der Welt. Die Ausstattung, das 
Mandat und auch die finanzielle Unterstützung der jewei-
ligen Nationalen Plattformen sind allerdings nicht überall 
gleich. Das DKKV hat 2013 im Auftrag des Büros zur Um-
setzung der Strategie der Vereinten Nationen zur Katas-
trophenvorsorge (UNISDR) eine Umfrage bei 50 Nationa-
len Plattformen durchgeführt. Dabei stellte sich heraus, 
dass neben einigen sehr umfassend aufgestellten Plattfor-
men auch viele über sehr geringe Mittel und Kapazitäten 
zur Unterstützung der internationalen Strategie verfügen. 

Daher verfolgt das DKKV das Ziel, gemeinsam mit Ak-
teuren der Katastrophenvorbeugung und -vorbereitung  
sowie Nationalen Plattformen Wege zu finden, wie Natio-
nale Plattformen ihrer Aufgabe als Plattform für alle Ak-
teure der Katastrophenvorsorge besser wahrnehmen kön-
nen. Wichtig erscheint dabei, dass Lösungen gefunden 
werden, die den jeweiligen Situationen vor Ort angepasst 

sind, und nationalen und lokalen Strukturen und Gege-
benheit entsprechend Rechnung tragen. Die Umsetzung 
des Projektes wird daher sowohl mit internationalen Ak-
teuren, wie zum Beispiel mit UN-Agenturen oder großen 
international tätigen Hilfsorganisationen, durchgeführt, 
als auch mit der Einbindung von nationalen Akteuren und 
den Menschen vor Ort. Das Projekt startet zunächst in ei-
nem Pilotland, aber die Projektaktivitäten sehen auch vor, 
dass die gewonnenen Erkenntnisse so aufgearbeitet wer-
den, dass diese auch in andere Länder übertragbar sind. Bis 
Abschluss des Projektes im August 2015 soll eine wissen-
schaftliche Studie mit allgemeinen Hinweisen zur Verbes-
serung von Nationalen Plattformen sowie nationalen und 
internationalen Akteuren für die Vorbeugung und Vorbe-
reitung entwickelt werden. 

Parallel zu diesem vom Auswärtigen Amt geförderten 
Projekt, hat sich das Bundesministerium für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) bereit er-
klärt, das DKKV bei der Durchführung von Workshops vor 

Gerade in Hochrisikoländern ist die Zusammenarbeit der jeweiligen Akteure im Bereich 
Vorbeugung und Vorbereitung von und auf Katastrophen häufig unzureichend.
(Foto: Miro Jennerjahn / pixelio.de)

Ort zu unterstützen. Die Ergebnisse aus diesen Workshops 
stellen einerseits sicher, dass die konkreten Erfahrungen 
und Erwartungen der Menschen Eingang in die wissen-
schaftliche Studie finden und anderseits stellen die Work-
shops einen ersten Ausgangspunkt zur Verbesserung der 
Zusammenarbeit von Nationalen Plattformen und den 
beteiligten Akteuren dar. 
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DRK begrüßt Ausnahmeregelung im 
Europarecht für Rettungsdienst 

Das Deutsche Rote Kreuz begrüßt die im Januar vom Eu-
ropaparlament beschlossenen Ausnahmeregelungen zum 
europäischen Vergaberecht. Es geht um neue Richtlini-

Genau wie die Wasserversorgung stellt auch der deut-
sche Rettungsdienst bestehend aus Notfallrettung und 
qualifiziertem Krankentransport nach Ansicht des DRK ei-
ne Leistung der Daseinsvorsorge dar, die nicht mit allge-
meinen Bereichen des Beschaffungswesens gleichgestellt 
werden darf. 

Die Auswahl der Leistungserbringer im Rettungsdienst 
wird sich zwar auch künftig an den allgemeinen europäi-
schen Grundsätzen von Transparenz und Chancengleich-
heit messen. Das strenge formale Vergaberecht muss hier 
aber nicht mehr angewendet werden. Dies gilt für öffentli-
che Aufträge und Konzessionen gleichermaßen. Abge-
grenzt wird lediglich der ausschließliche Einsatz von 
Krankenwagen zur Patientenbeförderung, für den aber 
auch nur ein vereinfachtes Vergaberegime gilt. Die neuen 
Regelungen beziehen sich außerdem ausdrücklich auf die 
Leistungserbringung durch gemeinnützige Organisatio-
nen. Somit kann nach Ansicht des DRK das deutsche Sys-
tem des Rettungsdienstes erhalten und die Zusammenar-
beit der Kommunen mit den gemeinnützigen Hilfsorgani-
sationen weiter gestärkt werden. „Dies ist für das Deutsche 
Rote Kreuz von besonderer Bedeutung, denn es erfüllt 
spezifische Aufgaben als Partner des Staates auf völker-
rechtlicher Grundlage und ist aus diesem Grund auch im 
Rettungsdienst tätig“, sagt DRK-Präsident Seiters.

Der Rettungsdienst weist die Besonderheit auf, dass er 
Teil eines Gesamtsystems aus Zivil-, Katastrophenschutz 
und alltäglicher Gefahrenabwehr ist, das in Deutschland 
vor allem durch das Zusammenwirken der haupt- und eh-
renamtlichen Mitarbeiter der Hilfsorganisationen getra-
gen wird. „Eine Herauslösung des Rettungsdienstes als 
marktfähige Einzelleistung hätte fatale Folgen für die me-
dizinisch-soziale Versorgung der Bevölkerung vor allem in 
weniger lukrativen Gebieten wie ländlichen Räumen. Die 
Anerkennung unseres Gesamtsystems auf europäischer 
Ebene und die damit verbundene Befreiung von der vollen 
Anwendbarkeit des formalen Vergaberechts stellen daher 
auch mit Blick auf den demografischen Wandel ein wich-
tiges Signal dar und eröffnen Handlungsspielräume“, sagt 
Dr. Seiters.

Die europäischen Richtlinien müssen in deutsches 
Recht umgesetzt werden. Dabei werden noch Detailfragen 
zu klären sein. Dr. Seiters appelliert daher an die deutsche 
Politik: „Es ist nun Aufgabe des deutschen Gesetzgebers, 
die auf EU-Ebene geschaffenen Spielräume bei der Umset-
zung in Bundes- und Landesrecht sinnvoll zu nutzen“.

en zur Auftragsvergabe und zur Konzessionsvergabe. Bei-
de Richtlinien enthalten eine Bereichsausnahme für Ret-
tungsdienst als Bestandteil von Katastrophenschutz, Zi-
vilschutz und Gefahrenabwehr. DRK-Präsident Dr. Rudolf 
Seiters bezeichnet das Ergebnis als wichtigen Schritt in die 
richtige Richtung.

RTWs des DRK bei der WM 2006.

Im Rettungswagen; WM 2006.
(Fotos: DRK)
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Seit dem Jahr 1762 steht die im Stadtteil Alt-Saarbrücken 
erbaute Ludwigskirche. Architekt Friedrich Joachim 
Stengel bekam von Fürst Wilhelm Heinrich von Nassau-
Saarbrücken den Bauauftrag. Die Kirche ist neben der 
Dresdner Frauenkirche und dem Hamburger Michel einer 
der bedeutendsten barocken Kirchenbauten Deutsch-
lands. Der Grundriss des Innenraumes hat die Form eines 
griechischen Kreuzes. In allen vier Kreuzarmen befinden 
sich Emporen, die jeweils von zwei (Seitenemporen) bzw. 
vier (Orgel- und Fürstenempore) Karyatiden (weibliche 
Skulptur mit stützender Funktion) getragen werden. Eine 
besondere Anmutung bilden der Altar, die Kanzel und die 
Orgel durch ihre gestufte Anordnung im Kircheninnen-
raum. Mittelpunkt an der Kirchendecke ist eine Decken-
verzierung mit dem Gottessymbol in Form einer großen 
goldenen Sonne. Nachdem Fürst Wilhelm Heinrich ver-
storben war und kein Geld mehr für den Weiterbau zur 
Verfügung stand, mussten die Bauarbeiten eingestellt 
werden. Erst im Jahre 1775 erfolgte die Fertigstellung der 

Kirche durch Ludwig Stengel, den Sohn des Architekten. 
Die Einweihung der Kirche erfolgte Ende August 1775. In 
den Jahren 1885 bis 1887 und in den Jahren 1906 bis 1911 
fanden umfangreiche Restaurierungsarbeiten statt. Wäh-
rend der Bombenangriffe im Jahr 1944 wurde die Kirche 
bis auf die Grundmauern zerstört. Erst im Jahr 1949 konn-
te der Wiederaufbau starten, der bis heute noch nicht ab-
geschlossen ist. Ein Grund für diese lange Verzögerung 
war der von 1950 bis zum Jahr 1970 dauernde heftige Streit 
darüber, ob beim Wiederaufbau auch der vollständig ver-
lorene barocke Innenraum rekonsturiert werden sollte. Zu-
nächst hatte man sich auf eine Wiederherstellung der 
Aussenhülle mit einem modern gestalteten Innenraum 
verständigt, diesen Plan aber dann schließlich wieder 
verworfen. Der Innenraum ist seit dem Jahr 2009 fertigge-
stellt und heute fehlen nur noch an der Aussenfassade 
einige Balustraden-Figuren.

Internetseite: www.saarbruecken.de                                     ml

Das Wahrzeichen der Stadt Saarbrücken bildet zusammen mit dem Ludwigsplatz, den umliegenden Palais und Beamtenhäusern ein einzigartiges Barockensemble.
(Foto: Ulla Trampert / pixelio.de)

KULTURGUTSCHUTZ IN DEUTSCHLAND

Heute: Ludwigskirche, 

Saarland
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